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Öffentliche Bekanntmachung 

eines Genehmigungsbescheides 

für eine Anlage entsprechend der 

Industrie-Emissions-Richtlinie (IE-RL) 

Bezirksregierung Düsseldorf Düsseldorf, den 24.08.2021 

53.02-0501870-0100-G16-0067/20 

Genehmigung nach § 16 BImSchG zur wesentlichen Änderung der 

Kompostierungsanlage sowie der Müllverbrennungsanlage 

Die Bezirksregierung Düsseldorf hat der Firma Kreis Weseler Abfallgesellschaft mbH 

& Co. KG mit Bescheid vom 13.04.2021 die Genehmigung gemäß § 16 BImSchG zur 

wesentlichen Änderung der Kompostierungsanlage sowie der 

Müllverbrennungsanlage am Standort Graftstraße 25 in 47475 Kamp-Lintfort erteilt.  

Gemäß § 10 Abs. 8a BImSchG ist der Genehmigungsbescheid unter Hinweis auf die 

Bezeichnung des für die betreffende Anlage maßgeblichen BVT-Merkblattes im 

Internet öffentlich bekannt zu machen.  

BVT-Merkblatt:  Abfallverbrennung- und -behandlungsanlagen 

Link zu den BVT-Merkblättern: Link BVT-Merkblätter 

Im Auftrag 

gez. Klug

 

https://www.umweltbundesamt.de/themen/wirtschaft-konsum/beste-verfuegbare-techniken/sevilla-prozess/bvt-merkblaetter-durchfuehrungsbeschluesse
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Aktenzeichen:  

53.02-0501870-0100-G16-

0067/20  

bei Antwort bitte angeben 

 

Herr Klug 

Zimmer: CE 244 

Telefon: 

0211 475-2446 

Telefax: 

0211 475-2790 

sebastian.klug@ 

brd.nrw.de 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Dienstgebäude und  

Lieferanschrift: 

Cecilienallee 2,  

40474 Düsseldorf 

Telefon: 0211 475-0 

Telefax: 0211 475-2671 

poststelle@brd.nrw.de 

www.brd.nrw.de 

 

Öffentliche Verkehrsmittel: 

DB bis Düsseldorf Hbf 

U-Bahn Linien U78, U79 

Haltestelle:  

Victoriaplatz/Klever Straße 

 

 

 

 

Bezirksregierung Düsseldorf 
 

Mit Zustellungsurkunde 
Kreis Weseler Abfallgesellschaft mbH & Co. KG 
Abfallentsorgungszentrum Asdonkshof 
Graftstraße 25 
47475 Kamp-Lintfort 
 
 
 
 
 
 
Immissionsschutz 

Genehmigung nach § 16 BImSchG zur wesentlichen Änderung der 
Kompostierungsanlage sowie der Müllverbrennungsanlage 

Antrag nach § 16 Abs. 2 BImSchG vom 12.08.2020, zuletzt ergänzt am 
28.01.2021 
 

Sehr geehrte Damen, sehr geehrte Herren, 

hiermit ergeht folgender 

Genehmigungsbescheid 
53.02-0501870-0100-G16-0067/20 

I. 
Tenor 

Auf Ihren Antrag vom 12.08.2020, zuletzt ergänzt am 28.01.2021, nach 
§ 16 Abs. 2 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) auf Ge-
nehmigung zur wesentlichen Änderung der Kompostierungsanlage sowie 
der Müllverbrennungsanlage im Abfallentsorgungszentrum Asdonskshof 
(„AEZ“) ergeht nach Durchführung des nach dem BImSchG vorgeschrie-
benen Verfahrens folgende Entscheidung: 

1. Sachentscheidung 

Der Kreis Weseler Abfallgesellschaft mbH & Co. KG in Kamp-Lintfort wird 
unbeschadet der Rechte Dritter aufgrund der §§ 6, 16 BImSchG in Ver-
bindung mit § 1 und Anhang 1 Nr. 8.1.1.1, Nr. 8.5.1, Nr. 8.11.2.4, 
Nr. 8.12.2 und Nr. 8.15.3 der Vierten Verordnung zur Durchführung des 
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BImSchG (Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen – 4. BIm-
SchV) 

die Genehmigung  
zur wesentlichen Änderung 

der Kompostierungsanlage  
sowie der Müllverbrennungsanlage 

am Standort 

Kreis Weseler Abfallgesellschaft mbH & Co. KG 
Abfallentsorgungszentrum Asdonkshof, 

Graftstraße 25, 47475 Kamp-Lintfort, 
Kreis Wesel, Gemarkung Rossenray, Flur 1, Flurstücke: 88, 141, 

142, 143, 174, 175 

erteilt. 

Die Genehmigung umfasst: 

1) die wesentliche Änderung der Kompostierungsanlage (BE 2 des 
AEZ) durch ausschließliche Kompostierung von Grüngut 
(BE 2.2) bei gleichzeitigem Verzicht auf Bioabfallkompostierung 
sowie die Feinaufbereitung und Lagerung von Kompost (BE 2.1) 
mit den folgenden Einzelmaßnahmen: 

 Umbau des Gebäudes und der Maschinentechnik der Kom-
postierungsanlage 

 Errichtung bzw. Umbau von Lagerflächen für Grüngut und 
Kompost 

 Errichtung eines neuen Kleinanliefererplatzes für PKW mit 
Anhänger (asphaltierte Fläche mit mobilen Anschüttwänden) 

 Umgestaltung des Walls inkl. Walldurchbruch (zur Installa-
tion der neuen Förderbandanlage) 

 Änderung der Kompostierungskapazität für Grüngut auf 
25.000 t/a 

 Feinaufbereitung von 16.250 t/a intern produziertem Kom-
post 

 Feinaufbereitung von 57.150 t/a extern produziertem Kom-
post 
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 Erhöhung der Lagerkapazität von Grüngut und Kompost auf 
13.627 t 

 Umschlag von Grüngut von bis zu 350 t/d 

 Anpassung des Abfallannahmekatalogs für die BE 2.2: 

Abfallschlüssel  Bezeichnung 

02 01 Abfälle aus Landwirtschaft, Gartenbau, 
Teichwirtschaft, Forstwirtschaft, Jagd 
und Fischerei 

02 01 03 Abfälle aus pflanzlichem Gewerbe 

02 01 07 Abfälle aus der Forstwirtschaft 

03 01 Abfälle aus der Holzbearbeitung und 
der Herstellung von Platten und Möbeln 

03 01 01 Rinden- und Korkabfälle 

03 01 05 Sägemehl, Späne, Abschnitte, Holz, 
Spanplatten und Furniere mit Ausnahme 
derjenigen, die unter 03 01 04 fallen 

03 03  Abfälle aus der Herstellung und Verar-
beitung von Zellstoff, Papier, Karton 
und Pappe 

03 03 01 Rinden- und Holzabfälle 

20 02 Garten- und Parkabfälle (einschließlich 
Friedhofsabfälle) 

20 02 01 biologisch abbaubare Abfälle 

2) Eindüsung von Betriebswasser in die Müllverbrennungsanlage 
(BE 5) zur Heizwertreduzierung: 

 Einbringung von flüssigem Gärrest sowie von Deponiesi-
ckerwasser im Bereich der Aufgabetrichter der Müllverbren-
nungslinien BE 5.1 und BE 5.2 

 Erneuerung des Sickerwassertanks mit 150 m³ Volumen 
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3) Änderung bzw. Streichung folgender Nebenbestimmungen des 
Planänderungs- und -ergänzungsbeschlusses vom 22.01.1997 
(Az. 56.8851.8.1-4044): 

 Nebenbestimmung 3.14.1 bleibt unverändert bestehen. Auf 
Nebenbestimmung I.2.1 dieses Genehmigungsbescheides 
wird hingewiesen. 

 Nebenbestimmung 4.2.6.2.2 entfällt ersatzlos. 

 Nebenbestimmung 4.2.6.2.6 entfällt. Auf Nebenbestimmung 
I.3.2.3 dieses Genehmigungsbescheides wird hingewiesen. 

 Nebenbestimmung 4.2.6.3.2.1 entfällt ersatzlos. 

 Nebenbestimmung 5.1.6 entfällt. Auf Nebenbestimmung I.4.6 
dieses Genehmigungsbescheides wird hingewiesen. 

 Nebenbestimmung 6.3.5 bleibt unverändert bestehen. Auf 
Nebenbestimmung I.3.2.1 dieses Genehmigungsbescheides 
wird hingewiesen. 

 Nebenbestimmung 6.7.1 erhält folgende neue Fassung: 

Maßnahmen zur Geruchsminderung 

Die Vor- und Hauptrotte sind in einer geschlossenen Halle zu 
betreiben. Die Hallenluft ist über die Tafelmieten zu saugen 
und anschließend in zwei Biofiltern zu behandeln. 

Die zugeführte geruchsintensive Luftmenge beträgt am Filter 
mit der Quellennummer 7.1 27.000 m³/h (i.N. Feucht) und am 
Filter mit der Quellennummer 7.2 36.000 m³/h (i.N. Feucht). 
Der Reingasgehalt darf 500 GE/m³ 
(Geruchsstoffkonzentration) nicht überschreiten, d.h. der 
typische Rohgasgeruch darf im Reingas nicht mehr 
auftreten. Die Einhaltung dieser Anforderung ist durch einen 
nach § 26 BimSchG anerkannten Sachverständigen 
spätestens 6 Monate nach Inbetriebnahme des 
Kompostwerkes und anschließend alle 3 Jahre nachweisen 
zu lassen. Der Nachweis ist der zuständigen 
Überwachungsbehörde unaufgefordert und direkt in 
zweifacher Ausfertigung zu übersenden. 
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4) Änderung bzw. Streichung folgender Nebenbestimmungen des 
Genehmigungsbescheides vom 14.12.2000 (Az. 56.8851.8.1-
4178): 

 Nebenbestimmung 3.1 bleibt unverändert bestehen. Auf die 
Nebenbestimmungen I.4.2 sowie I.4.3 dieses 
Genehmigungsbescheides wird hingewiesen. 

 Nebenbestimmung 3.2 entfällt ersatzlos. 

 Nebenbestimmung 3.5 entfällt. Auf Nebenbestimmung I.5 
dieses Genehmigungsbescheides wird hingewiesen. 

 Nebenbestimmung 4.8 entfällt ersatzlos. 

 Nebenbestimmung 5.6 erhält folgende neue Fassung: 

Radlader, die zum Umsetzen und Aufschichten von Rottegut 
eingesetzt werden, sind nach den Anforderungen der 
Technischen Regeln für Biologische Arbeitsstoffe 214 
(TRBA 214) Kapitel 5.4 zu betreiben. Die Reinhaltung der 
Fahrerkabine ist durch geeignete Maßnahmen 
sicherzustellen: dies umfasst z.B. die tägliche Reinigung der 
Fahrerkabine, die tägliche Reinigung des Filterkastens, die 
Minimierung des Ein- und Ausstiegs innerhalb belasteter 
Bereiche. Die Maßnahmen sind in einer Betriebsanweisung 
detailliert festzulegen. 

 Nebenbestimmung 5.10 erhält folgende neue Fassung: 

Zum Schutz vor Krankheitserregern, wie Bakterien, Viren, 
Pilzen, müssen Radlader bzw. Umsetzfahrzeuge für die 
Kompostierunganlage mit geschlossenen, klimatisierten 
Fahrerkabinen ausgerüstet sein. Die Anforderungen nach 
TRBA 214 Kapitel 5.4 sind einzuhalten. 

5) Streichung folgender Nebenbestimmung des 
Genehmigungsbescheides vom 01.12.2009 (Az. 
53.0083/09/0801A1): 

 Nebenbestimmung 1.7 entfällt. Auf Nebenbestimmung 
I.3.1.2.1 dieses Genehmigungsbescheides wird 
hingewiesen. 
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2. Verzeichnis der Antragsunterlagen 

Sofern sich aus dem Folgenden nichts Abweichendes ergibt, sind die 
Änderung der Anlage und ihr Betrieb nur in dem Umfang genehmigt, wie 
sie in den mit diesem Genehmigungsbescheid verbundenen Zeichnun-
gen und Beschreibungen dargestellt wurden. Maßgeblich sind die in 
Anlage 1 dieses Bescheides aufgeführten Antragsunterlagen. 

 

3. Nebenbestimmungen und Hinweise 

Die Genehmigung ergeht unter den in der Anlage 2 aufgeführten Neben-
bestimmungen (Bedingungen und Auflagen) und Hinweisen. Sie sind 
Bestandteil dieses Genehmigungsbescheides. Die gegebenen Hinweise 
sind zu beachten. 

 

4. Fortgelten bisheriger Regelungen 

Die Nebenbestimmungen der bisher für die Anlage erteilten Genehmigun-
gen, Zulassungen und Erlaubnisse bleiben weiterhin gültig, soweit sie 
nicht durch diesen Bescheid geändert oder ergänzt werden. Sie gelten 
insoweit auch für das Vorhaben, das Gegenstand dieses Bescheides ist. 

 

II. 
Eingeschlossene Entscheidungen 

Gemäß § 13 BImSchG schließt die Genehmigung andere den Gegen-
stand der vorliegenden Genehmigung betreffende behördliche Entschei-
dungen ein. Im vorliegenden Fall ist von der Genehmigung nach §§ 6, 16 
BImSchG eingeschlossen: 

 die Baugenehmigung nach § 64 der Bauordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen – Landesbauordnung – (BauO NRW) 

 Verzicht auf erneute Prozessprüfung der Bioabfallbehandlung sowie 
weitere Zulassung der Nachweisführung über die Mietenabluft-Tem-
peratur abweichend von § 3 Abs. 6 Bioabfallverordnung (BioAbfV) 
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Hinweis: 

Der Genehmigungsbescheid ergeht unbeschadet der behördlichen Ent-
scheidungen, die nach § 13 BImSchG nicht von der Genehmigung nach 
§ 16 BImSchG eingeschlossen werden. 

 

III. 
Auflagenvorbehalt 

Die Genehmigung ergeht unter dem folgenden Auflagenvorbehalt: 

Die Genehmigung wird gemäß § 12 Abs. 2a BImSchG mit Einverständnis 
der Kreis Weseler Abfallgesellschaft mbH & Co. KG mit dem Vorbehalt 
nachträglicher Auflagen erteilt, soweit dies hinsichtlich des noch vorzule-
genden Ausgangszustandsberichts für das Abfallentsorgungszentrum 
Asdonkshof erforderlich ist (siehe auch Nebenbestimmung 7.1). 

 

IV. 
Erlöschen der Genehmigung 

Die Genehmigung erlischt, wenn nach Zustellung des Bescheides 

a) nicht innerhalb von zwei Jahren mit der Änderung der Anlage begon-
nen 

oder 

b) die geänderte Anlage nicht innerhalb eines weiteren Jahres in Betrieb 
genommen wird. 

Ferner erlischt die Genehmigung, wenn die Anlage während eines Zeit-
raumes von mehr als drei Jahren nicht mehr betrieben worden ist (§ 18 
Abs. 1 Ziff. 2 BImSchG) oder das Genehmigungserfordernis aufgehoben 
wurde (§ 18 Abs. 2 BImSchG).  
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V. 
Kostenentscheidung

Nach §§ 11, 13 Gebührengesetz für das Land Nordrhein­Westfalen 
(GebG NRW) werden die Kosten des Verfahrens der Antragstellerin auf­ 
erlegt. Die Gesamtkosten der Änderung der Anlage werden auf  

 festgesetzt. Die Kosten­ 
entscheidung folgt aus § 1 der Allgemeinen Verwaltungsgebührenord­ 
nung (AVerwGebO NRW) in der jeweils gültigen Fassung in Verbindung 
mit Tarifstelle 15a 1.1 sowie Tarifstelle 15h.5. Die Kosten (Gebühren und 
Auslagen) betragen insgesamt 

Bitte überweisen Sie den festgesetzten Betrag innerhalb eines Monats 
nach Zustellung des Bescheides unter Angabe des Kassenzeichens an 
die 

Landeshauptkasse Nordrhein-Westfalen 

IBAN: DE59 3005 0000 0001 6835 15 

BIC: WELADEDD 

 

Ich weise darauf hin, dass ich gemäß § 18 Abs. 1 GebG NRW bei ver­ 
späteter Zahlung gehalten bin, für jeden angefangenen Monat des Ver­ 
säumnisses einen Säumniszuschlag in Höhe von 1 % der Kostenschuld 
(auf volle 50 Euro abgerundet) zu erheben. Ohne die genaue Übertra­ 
gung des Kassenzeichens ist eine Buchung nicht möglich.

VI. 
Begründung

1. Sachverhalt

Die Kreis Weseler Abfallgesellschaft mbH & Co. KG (im Folgenden 
„KWA“) betreibt am Standort Graftstraße 25 in 47475 Kamp­Lintfort das 
Abfallentsorgungszentrum Asdonkshof mit u.a. einer Müllverbrennungs­ 
anlage und einem Kompostwerk. 

Mit Datum vom 12.08.2020 hat die Kreis Weseler Abfallgesellschaft mbH 
& Co. KG bei der Bezirksregierung Düsseldorf einen Antrag nach
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§ 16 Abs. 2 BImSchG auf Genehmigung zur wesentlichen Änderung der 
Kompostierungsanlage sowie der Müllverbrennungsanlage gestellt. 

Änderung der Kompostierungsanlage 

Das Kompostwerk, in dem derzeit Bioabfall und Grüngut kompostiert wird, 
soll zukünftig ausschließlich für die Kompostierung von Grüngut und für 
die weitergehende Aufbereitung und Lagerung von Kompost genutzt wer-
den. 

Das automatisch betriebene Kompostierungssystem Dynacomp wird wei-
terhin in der geschlossenen Rottehalle betrieben. Die bestehende Ma-
schinentechnik zur Voraufbereitung des Komposts wird durch das Vorha-
ben zurückgebaut und durch neue Maschinentechnik zur Aufbereitung 
des Komposts ersetzt. 

Die bereits bestehenden Lagerbereiche des Kompostwerks werden er-
weitert, um neue Lagerkapazitäten für strukturreiche, holzige Materialien 
zu schaffen. Dazu werden die bestehenden Lagerflächen für die verän-
derte Nutzung umstrukturiert. Die Bereiche Anlieferung und Abholung 
werden räumlich getrennt, zusätzlich ist die Errichtung eines Anlieferplat-
zes für PKW mit Anhängern geplant, um den Verkehr auf dem Werksge-
lände sicherer zu gestalten. Kleinanlieferer sollen zukünftig unkomplizier-
ter Grüngut anliefern sowie Kompost abholen können, ohne sich den ver-
fügbaren Platz mit rangierenden LKW und Müllfahrzeugen teilen zu müs-
sen. 

Die Kompostierungsanlage im AEZ Asdonkshof wird als Betriebseinheit 
2 bezeichnet und besteht nach Umsetzung des Vorhabens aus der Fein-
aufbereitung (BE 2.1) und der Grüngutkompostierung (BE 2.2). 

Zukünftig soll eine Grüngutmenge von bis zu 25.000 t/a kompostiert wer-
den, aus der eine maximale Kompostmenge von 16.250 t/a resultiert. Die-
ser Kompost ist - ebenso wie 57.150 t/a „externer“ Kompost aus der be-
nachbarten Bioabfallbehandlungsanlage - für die Aufbereitung in der neu 
zu errichtenden Feinaufbereitungsanlage bestimmt. 

Eindüsung von Betriebswasser in die Müllverbrennungsanlage zur Heiz-
wertreduzierung  

Ein weiterer Antragsgegenstand ist die Eindüsung von Betriebswässern 
in die Müllverbrennungslinien BE 5.1 und BE 5.2 der Müllverbrennungs-
anlage zur Heizwertreduktion. Die einzudüsenden Betriebswässer beste-
hen aus Deponiesickerwasser sowie aus flüssigen Gärresten (Presswas-
ser) der Bioabfallbehandlungsanlage. Dazu soll ein Sammeltank in der 
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Gebläsehalle errichtet werden. Die flüssigen Gärreste sollen mittels Tank-
wagen oder einer oberirdischen Rohrleitung aus der Bioabfallbehand-
lungsanlage in den Tank gepumpt werden. Das Deponiesickerwasser 
wird über eine weitere Rohrleitung in den Sammeltank gepumpt. 

 

2. Genehmigungsverfahren 

2.1 Anlagenart 

Die Kompostierungsanlage der Kreis Weseler Abfallgesellschaft mbH & 
Co. KG ist der Nr. 8.5.1 (G, E) und die Müllverbrennungsanlage der 
Nr. 8.1.1.1 (G, E) des Anhangs 1 der Verordnung über genehmigungsbe-
dürftige Anlagen (4. BImSchV) zuzuordnen und somit nach § 1 der 
4. BImSchV genehmigungsbedürftig. 

2.2 Genehmigungserfordernis 

Gemäß § 16 Abs. 1 Satz 1 BImSchG bedarf die Änderung der Lage, der 
Beschaffenheit oder des Betriebs einer genehmigungsbedürftigen Anlage 
der Genehmigung, wenn durch die Änderung nachteilige Auswirkungen 
hervorgerufen werden können und diese für die Prüfung nach § 6 Abs. 1 
Nr. 1 BImSchG erheblich sein können (wesentliche Änderung). Eine Ge-
nehmigung ist stets erforderlich, wenn die Änderung oder Erweiterung 
des Betriebs einer genehmigungsbedürftigen Anlage für sich genommen 
die Leistungsgrenzen oder Anlagengrößen des Anhangs zur Verordnung 
über genehmigungsbedürftige Anlagen erreichen. 

2.3 Öffentlichkeitsbeteiligung 

Nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 a) der 4. BImSchV ist für Anlagen, die in Spalte c 
des Anhangs 1 mit dem Buchstaben G gekennzeichnet sind, 
grundsätzlich das förmliche Verfahren gemäß § 10 BImSchG durchzufüh-
ren (mit Öffentlichkeitsbeteiligung). Von der öffentlichen Bekanntma-
chung des Vorhabens und der Auslegung des Antrages und der Unterla-
gen war abzusehen, da der Träger des Vorhabens dies gemäß § 16 
Abs. 2 BImSchG beantragt hat und in den nach § 10 Abs. 3 Satz 2 BIm-
SchG auszulegenden Unterlagen keine Umstände darzulegen gewesen 
wären, die erhebliche nachteilige Auswirkungen auf die in § 1 BImSchG 
genannten Schutzgüter besorgen lassen. 
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2.4 IED-Anlage 

Die Anlagen nach Nr. 8.5.1 sowie Nr. 8.1.1.1 sind in Spalte d des 
Anhangs 1 der 4. BImSchV mit dem Buchstaben E gekennzeichnet. Nach 
§ 3 der 4. BImSchV handelt es sich sowohl bei der Kompostierungsan-
lage als auch bei der Müllverbrennungsanlage der Kreis Weseler 
Abfallgesellschaft mbH & Co. KG um Anlagen gemäß Artikel 10 i. V. m. 
Anhang I der Richtlinie 2010/75/EU des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 24.11.2010 über Industrieemissionen (IED-Anlagen). 

2.5 UVP-Pflicht / Umweltverträglichkeitsprüfung 

Bei der Änderung der Kompostierungsanlage der Kreis Weseler 
Abfallgesellschaft mbH & Co. KG handelt es sich um ein Vorhaben nach 
Anlage 1 Ziffer 8.4.1.1 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprü-
fung (UVPG) und bei der Änderung der Müllverbrennungsanlage um ein 
Vorhaben nach Anlage 1 Ziffer 8.1.1.1 UVPG. Für die beantragten Ände-
rungen ist eine allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls nach § 9 UVPG 
vorgesehen. 

Die UVP-Vorprüfung umfasst die Ermittlung, Beschreibung und Bewer-
tung der für die Prüfung der Genehmigungsvoraussetzungen sowie der 
für die Prüfung der Belange des Naturschutzes und der Landschafts-
pflege bedeutsamen Auswirkungen des Vorhabens unter Berücksichti-
gung der in Anlage 3 zum UVPG genannten Nutzungs-, Qualitäts- und 
Schutzkriterien. 

In den Antragsunterlagen wurde nachvollziehbar dargelegt, dass durch 
die Änderungen der Anlage keine erheblichen nachteiligen Auswirkungen 
auf die in § 1a der 9. BImSchV genannten Schutzgüter zu erwarten sind. 

Die Verträglichkeit des Vorhabens wurde über die Immissions- und 
Schallschutzgutachten sowie eine Beurteilung der wassergefährdenden 
Stoffe nachgewiesen. 

Im Artenschutzgutachten werden die Maßnahmen zur Vermeidung der 
Tötung möglicherweise vorkommender Tierarten beschrieben. 

Für das Vorhaben wurde eine Staubimmissions- und Geruchsprognose 
erstellt. Diese stellt fest, dass die Zusatzbelastungen durch Schwebstaub 
(PM-10) und Staubniederschlag die Irrelevanzwerte der TA Luft nicht aus-
schöpfen. 

Die Geruchsprognose kommt zu dem Ergebnis, dass die Immissionsbe-
lastungen an den untersuchten Immissionsorten irrelevant im Sinne der 
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Geruchsimmissions-Richtlinie sind, so dass nachteilige Umweltbelastun-
gen durch Gerüche ausgeschlossen werden können. 

Durch das Vorhaben entstehen keine relevanten Emissionen mit eutro-
phierender oder versauernder Wirkung, so dass keine erheblichen Beein-
trächtigungen von Natura2000-Gebieten zu erwarten sind. 

Die bisher geltenden Grenzwerte der MVA für Luftschadstoffe im Abgas 
bleiben bestehen. Durch den Einsatz von Deponiesickerwasser zur Heiz-
wertreduzierung in der MVA entstehen keine relevanten Änderungen im 
Abgas. 

Die den Antragsunterlagen beiliegende gutachterliche Prognose zu Ge-
räuschemissionen und –immissionen zeigt in ihrer Untersuchung, dass 
tagsüber und nachts durch die ermittelten Beurteilungspegel keine Über-
schreitungen der Immissionsrichtwerte nach TA Lärm zu erwarten sind. 

Mit Spitzenpegeln, die die Richtwerte nach TA Lärm um mehr als 
30 dB(A) am Tage bzw. 20 dB(A) in der Nacht überschreiten, ist nicht zu 
rechnen. 

Schädliche Umwelteinwirkungen im Sinne der TA Lärm durch Geräu-
schimmissionen sind durch die Anlage nicht zu erwarten. 

Im Bereich der Grüngutkompostierung werden keine wassergefährden-
den Stoffe eingesetzt. Die in der Betriebseinheit der Feinaufbereitung ge-
lagerte Gesamtmenge an nicht-aufbereitetem Kompost, Feinkompost, 
Strukturmaterial und Störstoffen wird als „allgemein wassergefährdend“ 
eingestuft. Da es sich ausschließlich um feste wassergefährdende Stoffe 
handelt, erfolgt keine Gefährdungseinstufung nach AwSV. Um vorsorg-
lich Boden und Grundwasser zu schützen, werden die Flächen wasser-
dicht ausgeführt. Die Entwässerung der Lagerflächen erfolgt unverändert 
in die Schmutzwasserkanalisation und das Niederschlagswasser der 
Dachflächen entwässert in die Regenwasserkanalisation. 

Das Vorhaben fügt sich in das bestehende Landschaftsbild ein, da nur 
geringfügige Veränderungen an der bestehenden Baustruktur vorgenom-
men werden. Es kommt zu keiner wesentlichen Änderung beim Flächen-
verbrauch, da nur geringfügige Flächen versiegelt werden. Das in ca. 
600 m Entfernung befindliche Bodendenkmal Fossa Eugenia ist vom Vor-
haben nicht betroffen. 

Für das beantragte Vorhaben bestand nach Auffassung der Genehmi-
gungsbehörde und der beteiligten Fachbehörden daher keine Verpflich-
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tung zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung. Die entspre-
chende Feststellung gemäß § 5 Abs. 2 UVPG ist im Amtsblatt für den 
Regierungsbezirk Düsseldorf (Ausgabe Nr. 10 vom 11.03.2021) öffentlich 
bekannt gegeben worden. Das Amtsblatt kann im Internet unter 
http://www.brd.nrw.de/wirueberuns/Amtsblatt/2021/index.html eingese-
hen und herunter geladen werden. 

2.6 Verfahrensart 

Dementsprechend war das Genehmigungsverfahren zur wesentlichen 
Änderung der Kompostierungsanlage und der Müllverbrennungsanlage 
der Kreis Weseler Abfallgesellschaft mbH & Co. KG nach den Vorschrif-
ten des § 10 BImSchG und der Neunten Verordnung zur Durchführung 
des BImSchG (Verordnung über das Genehmigungsverfahren – 9. BIm-
SchV) ohne Öffentlichkeitsbeteiligung und Umweltverträglichkeitsprüfung 
unter Berücksichtigung der speziellen Anforderungen für IED-Anlagen 
durchzuführen. 

2.7 Zuständigkeit 

Für die Entscheidung über den vorliegenden Antrag ist die Bezirksregie-
rung Düsseldorf nach § 2 Abs. 1 i. V. m. Anhang I der Zuständigkeitsver-
ordnung Umweltschutz (ZustVU) zuständig. 

2.8 Antrag 

Die Kreis Weseler Abfallgesellschaft mbH & Co. KG hat bei der Bezirks-
regierung Düsseldorf mit Datum vom 12.08.2020 einen schriftlichen An-
trag gemäß § 16 BImSchG auf Genehmigung zur wesentlichen Änderung 
der Kompostierungsanlage und der Müllverbrennungsanlage gestellt. Die 
beigefügten Antragsunterlagen enthalten die nach §§ 3, 4, 4a, 4b, 4c, 4d 
und 5 der 9. BImSchV erforderlichen Angaben und Formblätter, die in An-
lage 1 zu diesem Genehmigungsbescheid aufgeführt sind. 

2.9 Behördenbeteiligung 

Im Genehmigungsverfahren wurden folgende Behörden und Stellen, de-
ren Aufgabenbereich durch das Vorhaben berührt wird, aufgefordert, für 
ihren Zuständigkeitsbereich eine Stellungnahme abzugeben: 

 Der Bürgermeister der Stadt Kamp-Lintfort, 

 Der Landrat des Kreises Wesel, 
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sowie die Fachdezernate Natur- und Landschaftsschutz, Abfallwirtschaft 
und Bodenschutz, Wasserwirtschaft und Technischer Arbeitsschutz der 
Bezirksregierung Düsseldorf. 

 

3. Prüfung der Genehmigungsvoraussetzungen 

Nach § 6 Abs. 1 Nr. 1 BImSchG ist die Genehmigung zu erteilen, wenn 

1. sichergestellt ist, dass die sich aus § 5 und einer auf Grund des § 7 
erlassenen Rechtsverordnung ergebenden Pflichten erfüllt werden, 
und 

2. andere öffentlich-rechtliche Vorschriften und Belange des Arbeits-
schutzes der Errichtung und dem Betrieb der Anlage nicht entgegen-
stehen. 

Der Antrag und die eingereichten Unterlagen wurden von den Fachbe-
hörden geprüft. Bei der Prüfung wurden die allgemeinen Genehmigungs-
grundsätze und insbesondere die allgemeinen Verwaltungsvorschriften 
wie die Technische Anleitung zur Reinhaltung der Luft (TA Luft) und die 
Technische Anleitung zum Schutz gegen Lärm (TA Lärm) beachtet. 

Im Rahmen der fachlichen und medienübergreifenden Prüfung durch die 
beteiligten Behörden und Stellen wurden die Antragsunterlagen mehrfach 
ergänzt, zuletzt am 28.01.2021. 

Unter Berücksichtigung der vorgeschlagenen Inhalts- und Nebenbestim-
mungen sowie Hinweise haben die v. g. Behörden und Stellen keine 
grundsätzlichen Bedenken gegen das Vorhaben geäußert. Die Erfüllung 
der Genehmigungsvoraussetzungen nach § 6 Abs. 1 BImSchG wird 
durch Nebenbestimmungen sichergestellt. Die unter Beteiligung der 
Fachbehörden vorgenommene Prüfung der Antragsunterlagen ergab, 
dass von der geänderten Anlage schädliche Umwelteinwirkungen und 
sonstige Gefahren, erhebliche Nachteile und erhebliche Belästigungen 
für die Allgemeinheit und die Nachbarschaft nicht hervorgerufen werden 
können. Es werden entsprechend dem Stand der Technik ausreichende 
Maßnahmen zur Vorsorge gegen schädliche Umwelteinwirkungen und 
sonstige Gefahren, erhebliche Nachteile und erhebliche Belästigungen 
sowie zur Abfallvermeidung und zur Energieeffizienz und -einsparung ge-
troffen. 
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3.1 Schutz und Vorsorge gegen schädliche Umwelteinwirkungen, Ge-
fahren, erhebliche Nachteile und erhebliche Belästigungen (§ 5 
Abs. 1 Nr. 1 und 2 BImSchG) 

3.1.1 Luftverunreinigungen, Diffuse Emissionen, Gerüche 

Durch das Vorhaben kann es zur Entstehung von Staub und Gerüchen im 
Bereich der Kompostierungsanlage kommen. Der Antragsgegenstand 
„Eindüsung von Betriebswässern in die MVA“ hatte nachweislich in einer 
Pilotphase keine nennenswerten Änderungen auf die Zusammensetzung 
der Abgase der Müllverbrennungsanlage. Das Emissionsverhalten der 
MVA bleibt somit gleich, da sich durch das Vorhaben keine wesentlichen 
Änderungen in Bezug auf das Volumen oder die Zusammensetzung der 
Abgase ergeben. 

Aus den o.g. Gründen behandelt die Immissionsprognose (pbo 
Ingenieurgesellschaft mbH, Bericht-Nr.200525 P, 12.08.2020) des 
Genehmigungsantrags somit nur die Entstehung von Schwebstaub (PM-
10) und Staubniederschlag sowie Geruchsstoffen. 

Die Prognose kommt zu dem Ergebnis, dass die nach TA Luft geltenden 
Irrelevanzwerte für Schwebstaub (PM-10) und Staubniederschlag durch 
die geänderte Anlage nicht erreicht werden. Schädliche 
Umweltauswirkungen durch Luftverunreinigungen sind durch das 
Vorhaben somit nicht zu erwarten. 

Gerüche 

Das Kompostwerkt steht in einem engen räumlichen Zusammenhang mit 
der in der Nachbarschaft geplanten Bioabfallbehandlungsanlage. Parallel 
wird derzeit über eine Neugenehmigung dieser Anlage nach § 4 BImSchG 
entschieden. Aus diesem Grunde sah die Bezirksregierung Düsseldorf 
sich veranlasst, die Kumulation der Gerüche beider Anlagen und die damit 
verbundenen Geruchsemissionen gutachterlich bewerten zu lassen. 

Die summierte Betrachtung der beiden Vorhaben durch den Gutachter 
kommt zu dem Ergebnis, dass an den relevanten Immissionsorten IO1 bis 
IO6 (diese entsprechen den IO2 bis IO7 der Bioabfallbehandlungsanlage) 
die Werte der Geruchszusatzbelastung die Irrelevanzwerte der 
Geruchsimmissions-Richtlinie unterschreitet, d. h auch unter 
Berücksichtigung der geplanten Neuerrichtung der 
Bioabfallbehandlungsanlage sind schädliche Umwelteinwirkungen in der 
Umgebung des Kompostwerks durch Gerüche weitestgehend 
ausgeschlossen. 
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Da Grüngut, das zu anaerober Gärungsbildung neigt, eine 
vergleichsweise starke Geruchsentwicklung verursacht, sobald es in 
Gärung übergeht, soll eine längere Lagerzeit (z.B. über das Wochenende) 
in offenen Bereichen vermieden werden. Das Verbot der offenen 
Lagerung für in Gärung übergegangenes Grüngut wird in den 
Nebenbestimmungen festgesetzt (Nebenbestimmung I.3.2.3). 

Keime und Aerosole 

Gemäß TA Luft sind Emissionen an Keimen und Bioaerosolen durch 
Maßnahmen, die dem Stand der Technik entsprechen, zu verhindern. 
Dies wird u.a. durch bauliche Maßnahmen, die Verwehungen verhindern, 
erreicht: die Feinaufbereitung des Komposts und die Rottehalle werden 
geschlossen ausgeführt. Zusätzlich sind die Bereiche an die 
Abluftreinigung aus Sprühwäscher und Biofilter angeschlossen. Eine 
weitere Maßnahme zur Verhinderung der Bildung bzw. Ausbreitung von 
Keimen und Bioaerosolen ist die überdachte Annahme von Kompost aus 
der geplanten „externen“ Bioabfallbehandlungsanlage. Gelagert werden 
entweder nur hygienisierte Materialien, unbehandeltes Grüngut und 
zerkleinertes Grüngut – dieses aber nur zeitweise und nur bis zu einem 
Volumen von 800 m³. Die Abluftmenge insgesamt wird gering gehalten, 
indem die Hallenabluft der Feinaufbereitung als Zuluft für die Rottehalle 
eingesetzt wird. Die Belüftung der dort befindlichen Mieten erfolgt 
saugend, so dass die Mieten selbst schon eine filtrierende Wirkung in 
Bezug auf Staub übernehmen. Um die Freisetzung von Stoffen zu 
minimieren, sind die Förderbänder im Außenbereich mit Abdeckungen 
versehen, zusätzlich sind die Abwurfhöhen für Materialien möglichst 
gering zu halten. In diesen Bereichen eingesetzte Maschinen und die 
Verkehrsflächen werden regelmäßig gereinigt. 

3.1.2 Geräusche 

Den Antragsunterlagen liegt eine Prognose der Geräuschimmissionen 
bei (erstellt durch deBaKOM GmbH, Bericht-Nr. 2019080021_2591, 
14.07.2020). Die Prognose betrachtet neben dem Betrieb der geänderten 
Kompostierungsanlage auch die während der Umbauphase verursachten 
Geräusche. Neben den Betriebsgeräuschen der Maschinen der Kompos-
tierungsanlage tragen auch LKW und PKW, die Grüngut oder Kompost 
liefern bzw. abholen, zu den Geräuschemissionen der Anlage bei. Anla-
genbezogener Verkehr auf öffentlichen Straßen musste aufgrund der 
Vorgaben der TA Lärm hier nicht betrachtet werden. Die Prognose kommt 
zu dem Ergebnis, dass an den fünf ausgewählten Immissionsorten die 
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Zusatzbelastung, die vom Betrieb der geänderten Kompostierungsanlage 
verursacht wird, sowohl tagsüber als auch nachts mindestens 15 dB(A) 
unter den jeweils geltenden Immissionsrichtwerten liegt. Dies bedeutet, 
dass diese fünf Immissionsorte gemäß TA Lärm außerhalb des Einwir-
kungsbereiches der Anlage liegen. 

Um die Einhaltung des prognostizierten Zustandes zu überprüfen, kön-
nen auf Verlangen der zuständigen Überwachungsbehörde Lärmmes-
sungen angeordnet werden (siehe Nebenbestimmung I.3.1.2.3). 

Die beantragte Änderung der Nebenbestimmung I.7 des Genehmigungs-
bescheides vom 01.12.2009 (Az. 53.0083/09/0801A1) wird versagt, statt-
dessen wird die Nebenbestimmung gestrichen. Durch die Nebenbestim-
mung I.3.1.2.1 dieses Bescheides wird die Beachtung und Umsetzung 
der o.g. Prognose zu den Geräuschemissionen gefordert, diese Prog-
nose ersetzt das frühere Gutachten und somit ist die ältere Nebenbestim-
mung nicht mehr relevant. 

3.1.3 Erschütterungen, Licht, Wärme, Strahlen und sonstige Umwelt-
einwirkungen 

Durch das Vorhaben sind keine schädlichen Umwelteinwirkungen und 
sonstige Gefahren, erhebliche Nachteile und erhebliche Belästigungen 
durch Erschütterungen, Licht, Wärme oder Strahlen zu erwarten. 

3.2 Abfälle (§ 5 Abs. 1 Nr. 3 BImSchG) 

Die durch das Vorhaben entstehenden Abfälle entsprechen nach Zusam-
mensetzung und Abfallschlüsseln den bisher angefallenen Abfällen. Die 
bestehenden Entsorgungswege können weiter genutzt werden, ggf. stei-
gende Mengen dieser Abfälle sind nicht relevant. 

Die KWA beantragt, zur Reduzierung des Heizwertes Deponiesickerwas-
ser sowie Prozesswasser aus der benachbarten Bioabfallbehandlungs-
anlage über die Aufgabetrichter in die Müllverbrennungslinien BE 5.1 und 
BE 5.2 einzubringen. 

Der beantragten Eindüsung des Sickerwassers in die Müllverbrennungs-
anlage wird durch die Genehmigungsbehörde zugestimmt, gemäß den 
Zielen der Kreislaufwirtschaft (siehe § 6 KrWG – „fünfstufige Abfallhierar-
chie“) ist eine höherwertige Verwertung der Gärreste jedoch weiterhin an-
zustreben.  




